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Ginflchrungs-Orsetz
zur

Strafprozeßordnung.

1. Die Strafprozeßordnung tritt im ganzen Umfange 
des Reichs gleichzeitig mit dem Gerichtsverfassungsgesetze 
in Kraft.

2. Die erforderlichen Änordnungen, um die Jahres­
listen der Schöffen und der Geschworenen bis zum 
Tage des Inkrafttretens der Strafprozeßordnung nach 
den Vorschriften des Gerichtsverfaffungsgesetzes herzu­
stellen, insbesondere die Bezeichnung der Behörden, 
welche hierbei die den Amtsrichtern und den Land- 
genchten zugewiesenen Geschäfte wahrzunehmen haben, 
erfolgen durch die Landesjustizverwaltung. Dieselbe 
kann den Zeitraum, für welchen die in dieser Weise 
hergestellten Listen Geltung haben sollen, abweichend 
von dem Gerichtsverfassungsgesetze, jedoch nicht über das 
zweite Geschäftsjahr, bestimmen.

3. Die Strafprozeßordnung findet auf alle Straf­
sachen Anwendung, welche vor die ordentlichen Gerichte 
gehören.

Insoweit die Gerichtsbarkeit in Straffachen, für 
welche besondere Gerichte zugelassen sind, durch die 
Landesgesetzgebung den ordentlichen Gerichten übertragen 
wirb, kann diese ein abweichendes Verfahren gestatten.
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Die Landesgesetze können anordnen, daß Forst- und 
Feldrügesachen durch die Amtsgerichte in einem beson­
deren Verfahren, sowie ohne Zuziehung von Schöffen 
verhandelt und entschieden werden.

4. In Ansehung der Landesherren und der Mit­
glieder der landesherrlichen Familien, sowie der Mit­
glieder der Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die 
Bestimmungen der Strafprozeßordnung nur insoweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Haus­
verfassungen oder der Landesgesetze abweichende Be­
stimmungen enthalten.

Das Gleiche gilt in Ansehung der Mitglieder des 
vormaligen Hannoverschen Königshauses, des vormaligen 
Kurhessischen und des vormaligen Herzoglich Nassauischen 
Fürstenhauses.

5. Die prozeßrechtlichen Vorschriften der Reichsge­
setze werden durch die Strafprozeßordnung nicht berührt.

Wird in Fällen des §. 101 der Seemannsordnung 
gegen den Bescheid des Seemannsamtes auf gerichtliche 
Entscheidung angetragen, so finden aus das weitere 
Verfahren die §§. 466—468 der Strafprozeßordnung 
entsprechende Anwendung.

6. Die prozeßrechtlichen Vorschriften der Landes­
gesetze treten für alle Strafsachen, deren Entscheidung 
in Gemäßheit des §. 3 nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung zu erfolgen hat, außer Kraft, in­
soweit nicht in der Strafprozeßordnung auf sie ver­
wiesen ist.
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Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Bestim- 
m ungen:

1) über die Voraussetzungen, unter welchen gegen 
Mitglieder einer gesetzgebenden Versammlung 
während der Dauer einer Sitzungsperiode 
eine Strafverfolgung eingeleitet oder fortgesetzt 
werden kann;

2) über das Verfahren bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Gesetze über das Vereins- und 
Bersammlungsrecht;

3) iiber das Verfahren im Verwaltungswege 
bei Uebertretungen, wegen deren die Polizei­
behörden zum Erlaß einer Strafverfügung 
befugt sind, und bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Vorschriften über die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle, insoweit 
nicht die §§. 453, 454, 455 und 459 bis 
463 der Strafprozeßordnung abändernde 
Bestimmungen treffen.

7. Gesetz im Sinne der Strafprozeßordnung unb 
dieses Gesetzes ist jede Rechtsnorm.

8. In den am Tage des Inkrafttretens der Straf­
prozeßordnung anhängigen Strafsachen sind für das 
weitere Verfahren die Vorschriften der Strafprozeßord­
nung maßgebend. Die Landesgesetzgebung kann die 
zur Ueberleitung des Verfahrens erforderlichen Be­
stimmungen treffen.

War jedoch vor dem Tage des Inkrafttretens der 
Strafprozeßordnung ein Enduriheil erster Instanz er-
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gangen, so finden auf die Erledigung der Sache bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung die bisherigen Prozeß­
gesetze Anwendung.

9. Wird ein vor dem Tage des Inkrafttretens der 
Strafprozeßordnung ergangenes Endurtheil erster 
Instanz in der höheren Instanz aufgehoben und die 
Sache zur nochmaligen Verhandlung in die erste In­
stanz zuriickgewiesen, so regelt sich das weitere Verfahren 
nach den Vorschriften der Strafprozeßordnung.

10. Für die Wiederaufnahme eines durch rechts- 
krnftiges Urtheil geschlossenen Verfahrens sind die Vor­
schriften der Strafprozeßordnung auch dann maßgebend, 
wenn das Urtheil vor dem Tage des Inkrafttretens der 
Strafprozeßordnung erlassen oder rechtskräftig gewor­
den war.

11. Die Verfolgung von Beleidigungen und Körper­
verletzungen findet nur nach den Vorschriften der Straf­
prozeßordnung statt.

Insoweit diese Verfolgung nach der Gesetzgebung 
eines Bundesstaats im Wege des Civilprozesses statt­
fand, richtet sich die Erledigung eines anhängigen Ver­
fahrens nach den Vorschriften des Einfiihrungsgesetzes 
zur Civilprozeßordnung.

12. Auf die Strafvollstreckung finden die Vor­
schriften der Strafprozeßordnung Anwendung, auch 
wenn die Strafe nach den bisherigen Vorschriften über 
das Strafverfahren erkannt ist.



Strafprozeßordnung.

Erstes Buch.
Allgemeine Bestimmungen.

Erster Abschnitt.
Sachliche Inständigkeit der Gerichte.

L Die sachliche Zuständigkeit der Gerichte wird durch 
das Gesetz über die Gerichtsverfassung bestimmt.

2. Zusammenhängende Strafsachen, welche einzeln 
zur Zuständigkeit von Gerichten verschiedener Ordnung 
gehören wiirden, können verbunden bei demjenigen Ge­
richte anhängig gemacht werden, welchem die höhere Zu­
ständigkeit beiwohnt.

Aus Gründen der Zweckmäßigkeit kann durch Beschliiß 
dieses Gerichts die Trennung der verbundenen Straf­
sachen angeordnet werden.

3. Ein Zusammenhang ist vorhanden, wenn eine 
Person mehrerer strafbarer Handlungen beschuldigt wird, 
oder wenn bei einer strafbaren Handlung mehrere Per­
sonen als Thäter, Theilnehmer, Begünstiger oder Hehler 
beschuldigt werden.
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4. Eine Verbindung zusammenhängender oder eine 
Trennung verbundener Strafsachen kann auch nach Er­
öffnung der Untersuchung auf Antrag der Staatsanwalt­
schaft oder des Angeschuldigten oder von Amtswegen 
durch gerichtlichen Beschluß angeordnet werden.

Zuständig für den Beschließ ist dasjenige Gericht, zu 
dessen Bezirk die übrigen Gerichte gehören. In Er­
mangelung eines hiernach zuständigen Gerichts erfolgt 
die Beschlußfassung durch das gemeinschaftliche obere 
Gericht.

. 5. Für die Dauer der Verbindung ist der Straffall, 
welcher zur Zuständigkeit des Gerichts höherer Ordnung 
gehört, für das Verfahren maßgebend.

6. Das Gericht hat seine sachliche Zuständigkeit in 
jeder Lage des Verfahrens von Amiswegen 511 prüfen.

Zweiter Abschnitt.
Gerichtsstand.

7. Der Gerichtsstand ist bei demjenigen Gerichte 
begründet, in dessen Bezirk die strafbare Handlung be­
gangen ist.

8. Der Gerichtsstand ist auch bei demjenigen Gerichte 
begründet, in dessen Bezirk der Angeschuldigte zur Zeit 
der Erhebung der Klage seinen Wohnsitz hat.

Hat der Angeschuldigte einen Wohnsitz im Deutschen 
Reiche nicht, so wird der Gerichtsstand auch durch den 
gewöhnlichen Aufenthaltsort und, wenn ein solcher nicht 
bekannt ist, durch den letzten Wohnsitz bestimmt.
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9. Wenn die strafbare Handlung im Auslande be­
gangen und ein Gerichtsstand in Gemäßheil des §. 8 
nicht begründet ist, so ist dasjenige Gericht zuständig, in 
dessen Bezirk die Ergreifung erfolgt. Hat eine Ergrei­
fung nicht stattgefunden, so wird das zuständige Gericht 
vom Reichsgerichte bestimmt.

Gleiches gilt, wenn eine strafbare Handlung im Jn- 
lande begangen ist, jedoch weder der Gerichtsstand der 
begangenen That noch der Gerichtsstand des Wohnsitzes 
ermittelt ist.

10. Ist die strafbare Handlung auf einem deutschen 
Schiffe im Auslande oder in offener See begangen, so 
ist dasjenige Gericht zuständig, in dessen Bezirk der 
Heimathshafen oder derjenige deutsche Hafen liegt, welchen 
das Schiff nach der That zuerst erreicht.

11. Deutsche, welche das Recht der Exterritorialität 
genießen, sowie die im Auslande angestellten Beamten 
des Reichs oder eines Bundesstaates behalten in An­
sehung des Gerichtsstandes den Wohnsitz, welchen sie in 
dem Heimathsstaate halten. In Ermangelung eines 
solchen Wohnsitzes gilt die Hauptstadt des Heimaths- 
staates als ihr Wohnsitz. Ist die Hauptstadt in mehrere 
Gerichtsbezirke getheilt, so wird der als Wohnsitz geltende 
Bezirk im Wege der Justizverwaltung durch allgemeine 
Anordnung bestimmt.

Auf Wahlkonsuln finden diese Bestimmungen keine 
Anwendung.

12. Unter mehreren nach den Vorschriften der §§. 7



12 Strafprozeßordnung. I. Buch. Allgemeine Bestimmungen, 

bis 11 zuständigen Gerichten gebührt demjenigen der 
Vorzug, welches die Untersuchung zuerst eröffnet hat.

Jedoch kann die Untersuchung und Entscheidung einem 
anderen der zuständigen Gerichte dltrch das gemeinschaft­
liche obere Gericht übertragen werden.

13. Für zusammenhängende Strafsachen, welche ein­
zeln nach den Vorschriften der §§. 7—11 zur Zustän­
digkeit verschiedener Gerichte gehören würden, ist ein 
Gerichtsstand bei jedem Gerichte begründet, welches für 
eine derselben zuständig ist.

Sind mehrere zusammenhängende Strafsachen bei 
verschiedenen Gerichten anhängig gemacht worden, so 
können dieselben sämmtlich oder zum Theil durch eine 
den Anträgen der Staatsanwaltschaft entsprechende Ver­
einbarung dieser Gerichte bei einem unter ihnen ver­
bunden werden. Kommt eine solche Vereinbarung nicht 
zu Stande, so entscheidet, wenn die Staatsanwaltschaft 
oder ein Angeschuldigter hierauf anträgt, das gemein­
schaftliche obere Gericht darüber, ob und bei welchem der 
Gerichte die Verbindung einzutreten habe.

In gleicher Weise kann die Verbindung wieder aus­
gehoben werden.

14. Besteht zwischen mehreren Gerichten Streit über 
die Zuständigkeit, so bestimmt das gemeinschaftliche obere 
Gericht dasjenige Gericht, welches sich der Untersuchung 
und Entscheidung zu unterziehen hat.

15. Ist das an sich zuständige Gericht in einem 
einzelnen Falle an der Ausübung des Richteramts recht-
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lich oder thatsächlich verhindert, oder ist von der Ver- 
handlung vor diesem Gerichte eine Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit zu besorgen, so hat das zunächst 
obere Gericht die Untersuchung und Entscheidung dem 
gleichstehenden Gerichte eines anderen Bezirks zu über­
tragen.

16. Der Angeschuldigte muß den Einwand der Unzu­
ständigkeit bei Verlust desselben bis zum Schlüsse der 
Voruntersuchung, falls aber eine solche nicht stattgefunden 
hat, in der Hauptverhandlung bis zur Verlesung des 
Beschlusses über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
geltend machen.

17. Durch eine Entscheidung, welche die Zuständig­
keit für die Voruntersuchung seststellt, wird die Zustän­
digkeit auch für das Hauptverfahreu festgestellt.

18. Nach Eröffnung des Hauptverfahrens darf das 
Gericht seine Unzuständigkeit nur auf Einwand des An­
geklagten aussprechen.

19. Haben mehrere Gerichte, von denen eines das 
zuständige ist, durch Entscheidungen, welche nicht mehr- 
anfechtbar sind, ihre Unzuständigkeit ausgesprochen, so 
bezeichnet das gemeinschaftliche obere Gericht das zu­
ständige Gericht.

20. Die einzelnen Uniersuchungshandlungen eines 
unzuständigen Gerichts sind nicht schon dieser Unzustän­
digkeit wegen ungültig.
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21. Ein unzuständiges Gericht hat sich denjenigen 
innerhalb seines Bezirks vorzunehmenden Untersuchungs­
handlungen zu unterziehen, in Ansehung deren Gefahr 
im Verzüge obwaltet.

Dritter Abschnitt.
Ausschließung nud Ablehnung -er Gerlchtspersonen.

22. Ein Richter ist von der Ausübung des Richter­
amts kraft Gesetzes ausgeschlossen:

1) wenn er selbst durch die strafbare Handlung 
verletzt ist;

2) wenn er Ehemann oder Vormund der be­
schuldigten oder der verletzten Person ist oder 
gewesen ist;

3) wenn er mit dem Beschuldigten oder mit 
dem Verletzten in gerader Linie verwandt, 
verschwägert oder durch Adoption verbunden, 
in der Seitenlinie bis zum dritten Grade ver­
wandt oder bis zum zweiten Grade verschwä­
gert ist, auch wenn die Ehe, durch welche die 
Schwägerschaft begründet ist, nicht mehr be­
steht;

4) wenn er in der Sache als Beamter der 
Staatsanwaltschaft, als Polizeibeamter, als 
Anwalt des Verletzten oder als Vertheidiger 
thätig gewesen ist;

6) wenn er in der Sache als Zeuge oder Sach­
verständiger vernommen ist.
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23. Ein Richter, welcher bei einer durch ein Rechts­
mittel angefochtenen Entscheidung milgewirkt hat, ist von 
der Mitwirkung bei der Entscheidung in höherer Instanz 
kraft Gesetzes ausgeschlossen.

Der Untersuchungsrichter darf in denjenigen Sachen, 
in welchen er die Voruntersuchung geführt hat, nicht 
Mitglied des erkennenden Gerichts sein, auch nicht bei 
einer außerhalb der Haupwerhandlung erfolgenden Ent­
scheidung der Strafkammer mitwirken.

An dem Hauptversahren vor der Strafkammer dürfen 
mehr als zwei von denjenigen Richtern, tvelche bei der 
Entscheidung über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
mitgewirkt haben, und namentlich der Richter, welcher 
Bericht über den Antrag der Staatsanwaltschaft erstattet 
hatte, nicht theilnehmen.

24. Ein Richter kann sowohl in den Fällen, in 
denen er von der Ausübung des Richteramts kraft Ge­
setzes ausgeschlossen ist, als auch wegen Besorgniß der 
Befangenheit abgelehnt werden.

Wegen Besorgniß der Befangenheit findet die Ab­
lehnung statt, wenn ein Grund vorliegt, tvelcher geeignet 
ist, Mißtrauen gegen die Unparteilichkeit eines Richters 
zu rechtferttgen.

Das Ablehnungsrecht steht der Staatsanwaltschaft, 
dem Privatkläger und dem Beschuldigten zu. Den zur 
Ablehnung Berechttgten sind auf Verlangen die zur 
Mitwirkung bei der Entscheidung berufenen Gerichts­
personen namhaft zu machen.
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25. Die Ablehnung eines Richters wegen Besorg- 
niß der Befangenheit ist in der Hauptverhandlung erster 
Instanz nur bis zur Verlesung des Beschlusses über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens, in der Hauptverhand- 
lung über die Berufung und die Revision nur bis zum 
Beginne der Berichterstattung zulässig.

26. Das Ablehnungsgesuch ist bei dem Gerichte, 
welchem der Richter angehört, anzubringen; es kann 
vor dem Gerichtsschreiber zu Protokoll erklärt werden.

Der Ablehnungsgrund ist glaubhaft zu machen; der 
Eid ist als Mittel der Glaubhaftmachung ausgeschlossen. 
Zur Glaubhaftmachung kann auf das Zeugniß des ab­
gelehnten Richters Bezug genommen werden.

Der abgelehnte Richter hat sich über den Ablehnungs­

grund dienstlich zu äußern.

27. Ueber das Ablehnungsgesuch entscheidet das 
Gericht, welchem der Abgelehnte angehört; wenn dasselbe 
durch Ausscheiden des abgelehnten Mitgliedes beschluß­
unfähig wird, das zunächst obere Gericht.

Wird ein Untersuchungsrichter oder ein Anltsrichter 
abgelehnt, so entscheidet das Landgericht. Einer Ent­
scheidung bedarf es nicht, wenn der Abgelehnte das Ab­
lehnungsgesuch für begründet hält.

28. Gegen den Beschluß, durch welchen das Ab­
lehnungsgesuch für begründet erklärt wird, findet kein 
Rechtsmittel, gegen den Beschluß, durch welchen das 
Gesuch für unbegründet erklärt wird, findet sofortige 
Beschwerde statt.
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Der Beschluß, durch welchen ein gegen einen er­
kennenden Richter angebrachtes Ablehnungsgesuch für- 
unbegründet erklärt wird, kann nicht für sich allein, 
sondern nur mit dem Urtheil angefochten werden.

29. Ein abgelehnter Richter hat vor Erledigung des 
Ablehnungsgesuchs nur solche Handlungen vorzunehmen, 
welche keinen Aufschub gestatten.

30. Das für die Erledigung eines Ablehnungs­
gesuchs zuständige Gericht hat auch dann zu entscheiden, 
wenn ein solches Gesuch nicht angebracht ist, ein Richter 
aber von einem Verhältnisse Anzeige macht, welches 
seine Ablehnung rechtfertigen könnte, oder wenn aus 
anderer Veranlassung Zweifel darüber entstehen, ob ein 
Richter kraft Gesetzes ausgeschlossen sei.

31. Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden auf 
Schöffen und Gerichtsschreiber entsprechende Anwendung.

Die Entscheidung über eine Ausschließung oder Ab­
lehnung von Schöffen erfolgt durch den Amtsrichter. 
Ueber die Ausschließung oder Ablehnung eines Gerichts­
schreibers entscheidet das Gericht oder der Richter, welchem 
derselbe beigegeben ist.

32. Die Bestimmungen des §. 22 finden auf Ge­
schworene Anwendung.

vierter Abschnitt.
Gerichtliche Lntscheidnn-en und deren Bekanntmachung.

33. Die Entscheidungen des Gerichts werden, wenn 
sie im Laufe einer Hauptverhandlung ergehen, nach An-

Strasproßetzordnu«-. 2
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hörung der Betheiligten, wenn sie außerhalb einer Haupt­
verhandlung ergehen, nach erfolgter schriftlicher oder 
mündlicher Erklärung der Staatsanwaltschaft erlassen.

34. Die durch ein Rechtsmittel anfechtbaren Ent­
scheidungen, sowie diejenigen, durch welche ein Antrag 
abgelehnt wird, sind mit Gründen zu versehen.

35. Entscheidungen, welche in Anwesenheit der da­
von betroffenen Person ergehen, werden derselben durch 
Verkündung bekannt gemacht. Alls Verlangen ist ihr 
eine Abschrift zu ertheilen.

Die Bekanntmachung anderer Entscheidungen erfolgt 
durch Zustellung.

Dem nicht aus freiem Fuße Befindlichen ist das zu­
gestellte Schriftstück auf Verlangen vorzulesen.

36. Entscheidungen, die einer Zustellung oder Voll­
streckung bedürfen, sind der Staatsanwaltschaft zu über­
geben, welche das Erforderliche zu veranlassen hat. Auf 
Entscheidungen, die lediglich den inneren Dienst der Ge­
richte oder die Ordnung in den Sitzungen betreffen, 
findet diese Bestimmung keine Anwendung.

Der Untersuchungsrichter und der Amtsrichter können 
Zustellungen aller Art sowie die Vollstreckung von Be­
schlüssen und Verfügungen unmittelbar veranlassen.

37. Auf das Verfahren bei Zustellungen finden die 
Vorschriften der Civilprozeßordnung über Zustellungen 
entsprechende. Anwendung.
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38. Die bei dem Strafverfahren betheiligten Personen, 
denen die Befugniß beigelegt ist, Zeugen und Sachver­
ständige unmittelbar zu laden, haben mit der Zustellung 
der Ladung den Gerichtsvollzieher zu beauftragen.

39. Für das die öffentliche Klage vorbereitende 
Verfahren, für die Voruntersuchung und für das Ver­
fahren bei der Strafvollstreckung können durch Anord­
nung der Landesjustizverwaltung einfachere Formen 
für den Nachweis der Zustellung zugelassen werden.

40. Kann eine Zustellung an einen Beschuldigten, 
welchem eine Ladung zur Hauptverhandlung noch nicht 
zugestellt war, nicht in der vorgeschriebenen Weise im 
Deutschen Reiche bewirkt werden, und erscheint die Be­
folgung der für Zustellungen im Auslande bestehenden 
Vorschriften unausführbar oder voraussichtlich erfolglos, 
so gilt die Zustelluilg als erfolgt, wenn der Inhalt des 
zuzustellenden Schriftstücks durch ein deutsches oder aus­
ländisches Blatt bekannt gemacht worden ist und seit 
dem Erscheinen dieses Blattes zwei Wochen verflossen 
sind. Die Auswahl des Blattes steht dem die Zu­
stellung veranlassenden Beamten zu.

War die Ladung zur Hauptverhandlung dem An­
geklagten schon vorher zugestellt, so gilt eine weitere Zu­
stellung an denselben, wenn sie nicht in der vorgeschrie­
benen Weise im Deutschen Reiche bewirkt werden kann, 
als erfolgt, sobald das zuzustellende Schriftstück zwei 
Wochen an der Gerichtstafel des Gerichts erster Instanz 
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angehestet gewesen ist. Bon Urtheilen und Beschlüssen 
wird nur der entscheidende Theil angeheftet.

41. Zustellungen an die Staatsanwaltschaft erfolgen 
durch Vorlegung der Urschrift des zuzustellenden Schrift­
stücks. Wenn mit der Zustellung der Lauf einer Frist 
beginnt, so ist der Tag der Vorlegung von der Staats­
anwaltschaft auf der Urschrift zu vermerken.

Fünfter Abschnitt.
«tristen und Wiedereinsetzung in den vorigen Stand.

42. Bei der Berechnung einer Frist, welche nach 
Tagen bestimmt ist, wird der Tag nicht mitgerechnet, 
auf welchen der Zeitpunkt oder das Ereigniß fällt, nach 
welchem der Anfang der Frist sich richten soll.

43. Eine Frist, welche nach Wochen oder Monaten 
bestimmt ist, endigt mit Ablauf desjenigen Tages der 
letzten Woche oder des letzten Monats, welcher durch 
seine Benennung oder Zahl dem Tage entspricht, an 
welchem die Frist begonnen hat; fehlt dieser Tag in 
dem letzten Monate, so endigt die Frist mit Ablauf 
des letzten Tages dieses Monats.

Fällt das Ende einer Frist auf einen Sonntag oder 
allgemeinen Feiertag, so endigt die Frist mit Ablauf des 
nächstfolgenden Werktages.

44. Gegen die Versäumung einer Frist kann die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beansprucht 
werden, wenn der Antragsteller durch Naturereignisse


